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Vorwort 

Die vorliegende Studie wurde im Sommersemester 2001 vom Fachbe-
reich Rechtswissenschaft der Universität Harnburg als Dissertation ange-
nommen. Rechtsprechung und Literatur konnten im wesentlichen bis Früh-
jahr 2001 berücksichtigt werden. Ergänzend hinzuweisen ist insbesondere 
auf die am 3. Dezember 2001 in Kraft getretene Verordnung (EG) Nr. 1049/ 
2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über 
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parla-
ments, des Rates und der Kommission (ABI. 2001 L 145/43). Sie sorgt für 
die erforderliche Inhaltsbestimmung des allgemeinen Dokumentszugangs-
anspruchs und des Transparenzgrundsatzes nach Art. 255 EGV, ändert 
aber im Grundsatz nichts an der Gültigkeit der diesbezüglich in Kapitel 4 
getroffenen Aussagen. 

Die lange Entstehungsgeschichte der Arbeit geht zurück auf meine Tätig-
keit als Rechtsreferendar in dem Brüsseler Standort der Anwaltssozietät 
Schön Nolte Finkeinburg & Clemm (später Gaedertz Rechtsanwälte) im 
Winter 1995/96. Die praktischen Erfahrungen mit einigen der in diesem 
Buch diskutierten Rechtssachen sowie der rege Austausch mit den Herren 
Prof. Dr. Hans-Jürgen Rabe und Dr. Georg Herrisch gaben mir die notwen-
dige Sensibilität für die Praxisrelevanz und die rechtsstaatliche Problematik 
der EG-Verfahrensgrundsätze einerseits und deren Bedeutung in "mehrstu-
figen" Verwaltungsverfahren andererseits. Das in mir geweckte Forschungs-
interesse führte mich anschließend samt Familie für ein Jahr nach Florenz 
an das Europäische Hochschulinstitut, wo meine Ideen unter der Aufsicht 
und mit der Unterstützung von Prof. Renaud Dehousse sowie des DAAD 
eine erste "handfeste" Verwirklichung fanden in dem Anfang 1999 bei Hart 
Publishing in Oxford veröffentlichten Werk "Principles of Administrative 
Procedure in EC Law". Meinem früheren Dienstherrn während meiner Assi-
stentenzeit Prof. Dr. Thomas Bruha gebührt der Dank für seine Hilfe und 
Ermutigung zur anschließenden Rückkehr an das Europa-Kolleg Harnburg 
und die Universität Hamburg, um die angedachten Ideen in einem umfas-
senden verfassungsrechtlichen Rahmen fortzuentwickeln. Die einzigartigen 
Arbeitsbedingungen des Europa-Kollegs, des Graduiertenkollegs "lntegra-
tionsforschung", in dem ich zu diesem Zweck Aufnahme fand, der frucht-
bare Austausch mit den dort mit mir arbeitenden Kollegen und Freunden, 
unter ihnen insbesondere Dr. Nikos Kotalakidis, Dr. Carsten Nowak und 
Wolfgang Wurrnnest, waren für mich eine wertvolle und nie versiegende 



8 Vorwort 

Quelle der Inspiration, die dieses Buch erst möglich gemacht hat. Mein 
großer Dank gilt auch den beteiligten Professoren, allen voran meinem 
Doktorvater Prof. Dr. Meinhard Hilf, der mir größten Freiraum bei der Ent-
wicklung meiner Thesen beließ, aber auch Herrn Prof. Dr. Gert Nicolaysen 
für seine wertvollen Anregungen in zahlreichen Diskussionen und die 
zügige Erstellung des Zweitgutachtens sowie erneut Herrn Prof. Dr. 
Thomas Bruha, ohne dessen tatkräftige Förderung ich womöglich nicht "am 
Ball" geblieben wäre, und nicht zuletzt der Deutschen Forschungsgemein-
schaft für ihre finanzielle Unterstützung sowie den Herausgebern für die 
Aufnahme der Arbeit in die Schriftenreihe "Hamburger Studien zum Europäi-
schen und Internationalen Recht". Letztlich schloß sich der Kreis durch die 
Vollendung der Arbeit während meiner Tätigkeit als Rechtsanwalt in der 
Sozietät Gaedertz in Brüssel, wobei ich den Herren Prof. Dr. Hans-Jürgen 
Rabe und Herrn Dr. Georg Berrisch für die Verschaffung der erforderlichen 
Freiräume erneut zu großem Dank verpflichtet bin. Die Veröffentlichung 
der Arbeit fällt in eine Zeit, in der ich - nach Auflösung der Sozietät 
Gaedertz - bereits der Generaldirektion Wettbewerb der Europäischen 
Kommission in Brüssel angehöre und in der die persönlich gewonnene 
Überzeugung von "Verfahrensgerechtigkeit" tagtäglich auf den Prüfstein der 
Rechtspraxis gestellt wird. Dabei ist eigentlich selbstverständlich, aber den-
noch wichtig zu betonen, daß die in dieser Arbeit geäußerten Thesen die 
Europäische Kommission in keiner Weise binden. 

Der für dieses Vorwort vorgesehene Raum würde nicht genügen, um den 
gebührenden Dank all denjenigen auszusprechen, die zu der Vollendung des 
Buches in fachlicher wie persönlicher Hinsicht auf so unschätzbare Weise 
beigetragen haben. Hervorheben möchte ich jedoch in persönlicher Hinsicht 
meine Familie, insbesondere meine Ehefrau Silke und meine Kinder Luka 
und Yannik, die nicht nur den teils steinigen Weg bis zu dem heute Erreich-
ten bereitwillig mitgegangen, sondern mir auch die erforderliche seelische 
Kraft in manch schwerer Stunde gegeben haben. Dieser Dank gilt auch 
allen anderen Mitgliedern unserer Familie, allen voran meinen Eltern und 
Schwiegereltern, die uns in diesen Jahren tatkräftig unterstützt haben. Be-
sonders hervorheben unter ihnen möchte ich jedoch meine geliebten Groß-
eltern, insbesondere meinen hochverehrten und mir stets als intellektuelles 
wie menschliches Vorbild vor Augen stehenden Großvater mütterlicherseits 
Dr. Ernst Joachim Schaede sowie meine immer aufmerksam auch den be-
ruflichen Werdegang ihres Enkels beobachtende Großmutter väterlicherseits 
Anne Nehl, die beide die Veröffentlichung nicht mehr miterleben dürfen, 
obwohl sie es sich gewiß sehr gewünscht hätten. Ihnen möchte ich dieses 
Buch widmen. 

Brüssel im Januar 2002 Hanns Peter Nehl 
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Erster Teil 

Einführung und rechtlicher Rahmen 

Einführung 

1. Problemstellung 

Die Diskussion über die Entstehung eines selbständigen Korpus "euro-
päischen" Verwaltungsrechts hat im Verlaufe des letzten Jahrzehnts an In-
tensität erheblich zugenommen. 1 Auch das Verwaltungsverfahrensrecht, das 
im Mittelpunkt der vorliegenden Untersuchung steht, ist dabei als Gegen-
stand der Integrationsforschung entdeckt worden.2 Verwaltungswissen-
schaftliche Analysen über den "Europäisierungsprozeß" auf dem Gebiet des 
(nationalen) Verwaltungsrechts bilden dabei nur einen Teilaspekt des For-
schungsinteresses. 3 Einblicke in die komplizierte Struktur und Wirkungs-
weise des administrativen Unterbaus der Gemeinschaftsrechtsordnung4 und 
des zugehörigen Gerichtsschutzsystems tragen auch dazu bei, die Eigenge-
setzlichkeit und dynamischen Kräfte des europäischen Integrationsprozesses 
insgesamt besser zu erfassen.5 Die wichtigste Steuerungsinstanz und der 

1 Wegbereitend war vor allem das grundlegende, mittlerweile auf Englisch 
und Französisch übersetzte Werk von Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, 
2 Bände, 1988. 

2 Schwarze, Fn. 1, Bd. II, S. 1202 ff. Jüngere rechtsvergleichende Beiträge finden 
sich in EurZfÖR 1993, Sonderheft, in EuR 1995, Beiheft 1 sowie in Internationale 
Föderation für Europarecht (Hrsg.), 17. F.I.D.E. Kongress, Bd. III, Verfahren und 
Sanktionen im Wirtschaftsverwaltungsrecht, 1996. Vgl. auch Classen, Das nationale 
Verwaltungsverfahren im Kraftfeld des Europäischen Gemeinschaftsrechts, DV 
1998, S. 307 ff.; Schmidt-Aßmann, Europäisches Verwaltungsverfahrensrecht, in: 
Müller-Graff (Hrsg.), Perspektiven des Rechts in der Europäischen Union, 1998, 
S. 131 ff.; Schoch, Die europäische Perspektive des Verwaltungsverfahrens- und 
Verwaltungsprozeßrechts, in: Schmidt-Aßmann/Hoffmann-Riem (Hrsg.), Strukturen 
des Europäischen Verwaltungsrechts, 1999, S. 279 ff.; Nehl, Principles of Adminis-
trative Procerlure in EC Law, 1999. 

3 Vgl. aus diesem Blickwinkel zuletzt die Beiträge in Schmidt-Aßmann/Hoff-
mann-Riem (Hrsg.), Strukturen des Europäischen Verwaltungsrechts, 1999. 

4 Gemeint ist das Recht der Europäischen Gemeinschaften auf Grundlage der 
Gründungsverträge (EGV, EAV und EGKSV). 

5 So ist die gemeinschaftliche Implementationsforschung in vieler Hinsicht ver-
waltungsrechtlicher Natur; vgl. zuletzt Jbdnez, The Administrative Supervision and 
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Motor für diesen Prozeß ist die europäische Gerichtsbarkeit, die sich aus 
dem Gericht erster Instanz (GEI), dem Gerichtshof der Europäischen Ge-
meinschaften (EuGH) und den zuständigen nationalen Gerichten zusam-
mensetzt. Sie setzt die systembildenden Akzente innerhalb der gemein-
schaftlichen "Verwaltungsrechtsordnung" und definiert letztverbindlich 
deren Verhältnis zu den nationalen Rechts- und Verfassungssystemen. Von 
besonderem Interesse ist, daß anband verwaltungsrechtlicher Fragestellun-
gen grundlegende verfassungsrechtliche Legitimationsprobleme gemein-
schaftlicher Hoheitstätigkeit, wie z. B. des Grundrechtsschutzes, im Verhält-
nis zu den Mitgliedstaaten und dem Einzelnen konkret greifbar werden. 6 

Insbesondere die Rechtsprechung des EuGH, die anfangs scheinbar nur 
"einfache" administrative Rechtsstreitigkeiten zu klären hatte, wurde recht 
früh von der verfassungs- und grundrechtliehen Dimension gemeinschaftli-
cher Verwaltungstätigkeit eingeholt und von ihr nachhaltig beeinflußt.7 Das 
auch auf Gemeinschaftsebene gültige Verständnis von "Verwaltungsrecht als 
konkretisiertes Verfassungsrecht"8 rechtfertigt es somit, die Analyse des ge-
meinschaftlichen Verwaltungsverfahrensrechts und seiner Grundsätze in 
einen größeren, "konstitutionellen" Rahmen einzuordnen. Dies umso mehr, 
als die herrschende Auffassung heute mit Recht von der Prämisse ausgeht, 
daß die Gemeinschaftsverträge und die richterrechtlich geformten gemein-
schaftlichen Rechtsgrundsätze - zumindest in funktioneller und materieller 
Hinsicht- Verfassungscharakter besitzen.9 

Der verfassungsrechtliche Rahmen der vorliegenden Untersuchung 
umfaßt neben der Gemeinschaftsverfassung notwendig auch die Verfas-
sungsordnungen der Mitgliedstaaten. Die verschiedenen europäischen Ver-
fassungssysteme stehen zueinander in einem schwierigen Verhältnis der 

Enforcement of EC Law, 1999. Zu dem komplexen, integrationsfördernden Koope-
rationsverhältnis zwischen dem EuGH und nationaler (Verwaltungs-)Gerichtsbarkeit 
(insbes. aufgrund des Vorabentscheidungsverfahrens nach Art. 234 EGV) siehe 
jüngst Slaughter u. a. (Hrsg.), The European Courts and National Courts - Doctrine 
and Jurisprudence, 1998. 

6 V gl. nur die berühmt gewordenen "Bananenrechtsstreitigkeiten"; dazu statt 
vieler Everling, Will Europe slip on Bananas? The Banana Judgment of the Court 
of Justice and National Courts, CMLRev. 1996, S. 401 ff. 

7 Grundlegend für das sog. Eigenverwaltungsrecht der Gemeinschaft EuGH, 
Rs. 7/56 u. 3-7/57, Algera, Slg. 1957, 83 (Rücknahme rechtswidriger Verwaltungs-
akte). Vgl. auch EuGH, Rs. 29/69, Stauder, Slg. 1969, 419; Rs. 4173, Nold, 
Slg. 1974, 491 (Grundrechtsschutz gegenüber nationalem bzw. gemeinschaftlichem 
Verwaltungshandeln). 

8 In Anlehnung an Wemer, Verwaltungsrecht als konkretisiertes Verfassungsrecht, 
DVBI. 1959, S. 527 ff. 

9 Vgl. nur Bieber, Verfassungsentwicklung der Europäischen Union: Autonomie 
oder Konsequenz staatlicher Verfassungsentwicklung?, in: Müller-Graff/Riedel 
(Hrsg.), Gemeinsames Verfassungsrecht in der Europäischen Union, 1998, S. 209 ff. 
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Wechselbezüglichkeit und Komplementarität, welches dringend dogmati-
scher Neubewertung bedarf. 10 Dieses Verhältnis spiegelt die komplexe insti-
tutionelle, prozessuale und rechtliche "Verzahnung" der nationalen und ge-
meinschaftlichen Verwaltungsrechtssysteme zum Zwecke der Durchführung 
gemeinschaftlicher Politiken und ihrer Regulierung 11 auf der konstitutionel-
len Ebene wider. Der europaweite Prozeß der "Verfassungsverschränkung" 
oder "-Verflechtung" ist mit anderen Worten eine notwendige Begleiter-
scheinung und Folge des integrationsbedingt dynamischen Zusammenwach-
sens der europäischen Rechtsordnungen und Verwaltungsstrukturen. Dabei 
steht das "europäische" Verfassungsrecht heute mehr denn je vor der Her-
ausforderung, für das vernetzte Mehrebenen-Verwaltungssystem ein eigen-
ständiges und kohärentes verfassungsmäßiges Fundament zu legen, um 
dessen Legitimationsprobleme angemessen zu lösen. 12 Das wiederum setzt 
die Klärung der Frage voraus, welche der im gesamteuropäischen Verfas-
sungsgefüge angebotenen konstitutionellen Standards für das Handeln der 
Mehrebenen-Verwaltung maßgeblich sind. Damit ist erneut die Brücke zu 
der Rechtsprechung des EuGH geschlagen. Diesem ist es durch langjährige 
Systembildung auf den Gebieten des Verwaltungs- und Verfassungsrechts 
gelungen, einigermaßen verläßliche rechtsstaatliche Standards für die Ge-
meinschaftsverwaltungstätigkeit im weiteren Sinne13 herauszuarbeiten. 
Dabei dient einerseits das nationale Verfassungs- und Verwaltungsrecht dem 
EuGH als Inspirationsquelle für die rechtsfortbildende Schaffung gemein-
schaftseigener Verwaltungsrechtsgrundsätze; 14 andererseits wirken diese 
wiederum auf die nationalen Rechts- und Verfassungsordnungen zurück und 
verändern sie. 15 Der Prozeß der wechselseitigen Beeinflussung, insbeson-
dere der Überformung der innerstaatlichen Verfassungs- und Verwaltungs-

10 Pernice, Die Dritte Gewalt im europäischen Verfassungsverbund, EuR 1996, 
S. 27 ff. spricht insofern zu Recht von "Verfassungsverbund". 

11 V gl. z. B. Wessels, Verwaltung im EG-Mehrebenensystem: Auf dem Weg zur 
Megabürokratie?, in: Jachtenfuchs/Kohler-Koch (Hrsg.), Europäische Integration, 
1996, S. 165 ff.; ders., An Ever Closer Fusion? A Dynamic Macropolitical View on 
Integration Processes, JCMS 1997, S. 267 ff. (281 ). 

12 Vgl. Everson, Administering Europe, JCMS 1998, S. 195 ff. (204 f.). 
13 Im Vordergrund steht das sog. Eigenverwaltungsrecht der EG, das die admini-

strative Tätigkeit der Gemeinschaftsinstitutionen betrifft. Der EuGH hat allerdings 
zuweilen auch konstitutionelle Rechtmäßigkeitsmaßstäbe für die mitgliedstaatliche 
Verwaltung gesetzt, soweit sie Gemeinschaftsrecht vollzieht oder zu beachten hat, 
vgl. z. B. zur Begründungspflicht von Verwaltungsakten EuGH, Rs. 222/86, Hey-
lens, Slg. 1987, 4097, Rn. 15 f. 

14 Grundlegend Schwarze, Fn. I, Bd. I, S. 57 ff.; Bd. II, S. 661 ff.; Chiti, The 
Role of the European Court of Justice in the Deve1opment of General Principles 
and their Possible Codification, RIDPC 1995, S. 661 ff. Vgl. jetzt auch Art. 6 
Abs. 2 EUV. 

15 Vgl. bereits Schwarze, Fn. 1, S. 1379 ff.; eingehend die Beiträge in Schwarze 
(Hrsg.), Das Verwaltungsrecht unter europäischem Einfluß, 1996. 


